
 

  

S 3 RJ 787/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 19
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RJ 787/02
Datum 17.05.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 407/04
Datum 26.01.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Bayreuth vom 17.05.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he eines Beitragserstattungsbetrags.

Der 1955 geborene KlÃ¤ger ist tÃ¼rkischer StaatsangehÃ¶riger mit Wohnsitz in
seinem Heimatland. Er hat nach seinen Angaben in Deutschland vom 01.11.1991
bis 26.06.1992 versicherungspflichtig gearbeitet und anschlieÃ�end Leistungen
nach dem ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz bezogen. Auf seinen Antrag, bei der Beklagten
eingegangen am 05.11.2001, erteilte die Beklagte den Bescheid vom 04.02.2002.
Sie erstattete die zur deutschen Rentenversicherung geleisteten BeitrÃ¤ge fÃ¼r die
Zeit vom 01.11.1991 bis 22.06.1992 in HÃ¶he von 1.306,21 EUR. FÃ¼r die Zeit vom
26.06.1992 bis 31.03.1994 lehnte die Beklagte eine Erstattung ab, weil die
BeitrÃ¤ge fÃ¼r Arbeitslosengeld nicht vom Versicherten getragen oder mitgetragen
worden seien.
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Den dagegen erhobenen Widerspruch wies die Beklagte mit Bescheid vom
21.08.2002 zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus, dass
gemÃ¤Ã� Â§ 210 Abs 3 SGB VI BeitrÃ¤ge in der HÃ¶he erstattet wÃ¼rden, in der sie
von den Versicherten getragen worden seien. FÃ¼r das Arbeitslosengeld, das der
KlÃ¤ger im Anschluss an seine versicherte BeschÃ¤ftigung bezogen habe, seien
BeitrÃ¤ge fÃ¼r die gesetzliche Rentenversicherung allein vom Arbeitsamt getragen
worden. Der Widerspruchsbescheid ist dem KlÃ¤ger lt. vorliegendem RÃ¼ckschein
am 02.09.2002 ausgehÃ¤ndigt worden.

Gegen diese Entscheidung hat der KlÃ¤ger am 25.11.2002 Klage beim Sozialgericht
Bayreuth erhoben. Er hat im Wesentlichen vorgebracht, dass ihm der
Erstattungsbetrag nach seiner EinschÃ¤tzung zu gering erscheine. Im Ã�brigen hat
er auf Differenzen mit seinem frÃ¼heren Arbeitgeber im Zusammenhang mit der
AuflÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses hingewiesen. Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten
hat das SG die Klage, gerichtet auf GewÃ¤hrung eines hÃ¶heren
Erstattungsbetrages, mit Gerichtsbescheid vom 17.05.2004 abgewiesen. Es hat
ausgefÃ¼hrt, die BeitrÃ¤ge seien antragsgemÃ¤Ã� nach Â§ 210 Abs 3 SGB VI in der
HÃ¶he erstattet worden, in der der Versicherte sie getragen habe. Die BeitrÃ¤ge
fÃ¼r den Bezug von Arbeitslosengeld seien vom LeistungstrÃ¤ger (Arbeitsamt)
allein getragen worden und kÃ¶nnten deshalb in die Erstattung nicht einflieÃ�en (Â§
170 Abs 1 SGB VI).

Gegen diesen Gerichtsbescheid richtet sich die am 28.06.2004 beim Sozialgericht
Bayreuth eingegangene, als Widerspruch bezeichnete Berufung des KlÃ¤gers. Er
hat u.a. erneut vorgebracht, dass er sich von seinem letzten Arbeitgeber ungerecht
behandelt fÃ¼hle und dass ihm auch das Arbeitsamt weitere Leistungen
vorenthalten habe.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des SG Bayreuth vom
17.05.2004 aufzuheben und die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom
04.02.2002 idF des Widerspruchsbescheids vom 21.08.2002 zu verurteilen, ihm
eine hÃ¶here Erstattung zu gewÃ¤hren, die insbesondere die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die
Zeit des Bezugs von Arbeitslosengeld einschlieÃ�en solle.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat haben die Verwaltungsakte der Beklagten und die Prozessakte des SG
Bayreuth vorgelegen. Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den
gesamten Akteninhalt Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist form- und fristgerecht eingelegt und auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig. Der Beschwerdewert Ã¼bersteigt nach Ã¼berschlÃ¤giger
SchÃ¤tzung den Betrag von 500,00 EUR.

Das Rechtsmittel des KlÃ¤gers erweist sich als nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat
zutreffend entschieden, dass die BeitrÃ¤ge in korrekter Anwendung des Â§ 210 SGB
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VI berechnet und erstattet worden sind. Aus Â§ 170 iVm Â§ 210 Abs 3 SGB VI ergibt
sich, dass BeitrÃ¤ge, die vom Versicherten nicht getragen worden sind (sondern wie
hier vom Arbeitsamt) nicht in die Erstattung einflieÃ�en. Das Ã¼brige Vorbringen
des KlÃ¤gers bezieht sich auf VorgÃ¤nge arbeitsrechtlicher oder zivilrechtlicher Art,
die nicht Gegenstand des Berufungsverfahrens sein kÃ¶nnen. Von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde wird gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs 2 SGG
abgesehen.

Die Berufung des KlÃ¤gers war zurÃ¼ckzuweisen mit der Folge, dass die Beteiligten
einander auÃ�ergerichtliche Kosten nicht zu erstatten haben.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 05.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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